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Kleine Anfrage des Abgeordneten Thomas Barth (CDU) 
betr. Krankenhaus Ingelheim 
- Drucksache 17/11952 -

Die Kleine Anfrage beantworte ich namens der Landesregierung wie folgt:

Zu 1.:

Vor dem Hintergrund der im Landeskrankenhausgesetz verankerten Vielfalt der Kran­
kenhausträger hat die Landesregierung grundsätzlich keine Präferenzen bezüglich der 
Trägerschaft, solange die Vielfalt der Krankenhausträger in Rheinland-Pfalz gewahrt 
ist. Im Fall des Krankenhauses Ingelheim ist der bisherige Krankenhausträger seinen 
finanziellen Verpflichtungen nicht mehr nachgekommen. Durch den Kauf des Kranken­
hauses seitens der Stadt konnte der Fortbestand des Krankenhauses gesichert werden. 
Dies wird grundsätzlich und insbesondere in der Pandemielage positiv bewertet.
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Zu 2.:

Nachdem die Stadt Ingelheim die Landesregierung über die Absicht einer Übernahme 
des Krankenhauses informiert hatte, hat die Landesregierung zugesichert, dem damit 
verbundenen Trägerwechsel zuzustimmen und das Krankenhaus Ingelheim auch unter 
dieser geänderten Bedingung in den Krankenhausplan aufzunehmen. Dies war wesent­
liche Voraussetzung für den Kauf und damit den Erhalt des Krankenhauses.

Die Stadt Ingelheim beabsichtigt, das Krankenhaus zu einem intersektoralen Gesund­
heitszentrum mit deutlich reduzierter Bettenzahl und geringeren Vorhaltekosten weiter 
zu entwickeln. Auf Basis des vom neuen Krankenhausträger noch zu konkretisierenden 
Konzepts, in das nach Erwartung der Landesregierung Überlegungen zur Wirtschaft­
lichkeit einfließen werden und der vorliegenden Daten zur Belegung, wird eine bedarfs­
gerechte Festlegung der zukünftigen Größe und Struktur des Krankenhauses erfolgen. 
Das im Krankenhausplan verankerte Monitoring wird es ermöglichen, diese Festlegung 
im Zeitablauf zu überprüfen und gegebenenfalls Anpassungen vorzunehmen.

Vor dem Flintergrund der Bemühungen der Bundesregierung und der Länder, die sek- 
torenübergreifende Versorgung zu stärken und in diesem Zusammenhang Anreize zu 
einer vermehrten ambulanten Erbringung bislang stationär erbrachter Leistungen zu 
setzen, weisen die Überlegungen der Stadt Ingelheim in die richtige Richtung. Eine ab­
schließende Bewertung ist erst nach Vorlage und Erörterung des konkreten Versor­
gungskonzepts möglich.

Zu 3.:

Zu 4,:
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Zu 5.:

Nach Vorlage des konkreten Versorgungskonzepts für das intersektorale Gesundheits­
zentrum seitens des neuen Krankenhausträgers wird über die zukünftige Bettenzahl 
und Abteilungsstruktur zu entscheiden und ein neuer Planbettenbescheid zu erlassen 
sein. Solange gelten die Festlegungen des Krankenhausplans 2019 bis 2025 im We­
sentlichen fort. Ein entsprechender Bescheid wurde zum Stichtag des Trägerwechsels 
erlassen.

Sabine Bätzing-Lichtenthäler

für Rheinland-Pfalz
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